
438 Gesetzblatt Teil II Nr. 50 — Ausgabetag: 23. Juli 1962

(3) Die Kosten des Verwiegens auf dem Versandbahn­
hof oder einem Unterwegsbannhof trägt der Vermehrer. 
Die Kosten des Leerverwieg»ms auf dem Bestimmungs­
bahnhof trägt der Besteller, sofern eine Taramassen­
differenz von nicht mehr als 2 % der angeschriebenen 
Eigenmasse des Güterwagens festgestellt wird. Über­
steigt die Massendifferenz 2 %, so trägt die Kosten der 
Vermehrer.

(4) Wird nicht mit Transportmitteln der Deutschen 
Reichsbahn versandt oder erfolgt Selbstabholung, so ist 
die durcn Fuhrwerkswaage oder Einzelverwiegung er­
mittelte Masse maßgebend. Die Kosten der Verwiegung 
trägt der Vermehrer.

(5) Wird weniger als die disponierte Masse verladen, 
so hat der Vermehrer den tarifmäßigen Transport­
kostenunterschied seinem Vertragspartner zu erstatten. 
Fehlmassen bis zu 10% der disponierten Masse blei­
ben unberücksichtigt. Der Vermehrungsvertrag oder 
Liefervertrag gilt als erfüllt, wenn die vertraglich ge­
bundene Masse zwischen 95 % und 105 % realisiert 
wurde.

(6) Die Eigenmasse des Verpackungs- und Frostschutz­
materials sowie der Vorsatz- und Trennungsbretter ist 
im Frachtbrief zu vermerken.

§ 10
Rechnungserteilung

(1) Bei Lieferungen innerhalb eines DSG-Bereiches ist 
der Lieferer verpflichtet, dem Besteller innerhalb von 
5 Werktagen nach Versand oder Auslieferung der Ware 
Rechnung zu erteilen.

(2) Bei Lieferungen aus anderen DSG-Bereichen zum 
Konsumanbau ist der Dritte verpflichtet, dem Besteller 
innerhalb der im Abs. 1 genannten Frist Rechnung zu 
erteilen. Die Rechnungserteilung durch den Dritten und 
die Bezahlung durch den Besteller an den Dritten ist in 
dem zwischen Lieferer und Besteller abzuschließenden 
Liefervertrag zu vereinbaren. Bei Lieferungen aüs an­
deren DSG-Bereichen zum Vermehrungsanbau ist der 
Dritte verpflichtet, innerhalb der im Abs. 1 genannten 
Frist dem Lieferer Rechnung zu erteilen. Die Rech­
nungserteilung des Lieferers an den Besteller hat inner­
halb weiterer 5 Werktage zu erfolgen.

(3) Wird die Masse der Lieferung durch bahnamtliche 
Verwiegung auf dem Versandbahnhof oder einem Un- 
terwegsbahnhef ermittelt, so beginnt die Frist für die 
Rechnungserteilung nach den Absätzen 1 und 2 bei Lie­
ferungen innerhalb eines DSG-Bereiches mit der Vor­
lage des Ergebnisses der Verwiegung beim Lieferer 
und bei Lieferungen aus anderen DSG-Bereichen mit 
der Vorlage beim Dritten.

(4) In Zweifelsfälien gilt als Tag der Inrechnungstel­
lung das Datum des Postaufgabestempels.

§ 11 
Vertragsstrafe

Die Lieferverträge und die Vermehrungsverträge 
haben Vertragsstrafen in folgender Höhe zum Inhalt:

1. bei Verzug mit der Lieferung 0,5 % des Wertes des 
Vertragsgegenstandes oder des betroffenen Teiles 
des Vertragsgegenstandes für jeden Tag der Ver­
tragsverletzung, jedoch nicht mehr als 6 %;

2. bei Verzug mit der Erteilung der Versanddisposition, 
mit der Rechnungserteilung, mit der Waren­
abnahme 0,3 % des Wertes des Vertragsgegenstandes

oder des betroffenen Teiles des Vertragsgegenstan­
des für jeden Tag der Vertragsverletzung, jedoch 
nicht mehr als 6 %;

3. bei nicht qualitätsgerechter Lieferung 10,— DM je 
Prozent des vom Gutachter festgesetzten Minder­
wertes, bezogen auf 150 dt, mit Ausnahme der Ab­
nahmeverweigerung für den gesamten Inhalt eines 
Güterwagens nach § 13, bei der 10 % des Gesamt­
wertes der Wagenladung zu berechnen sind;

4. bei Nichteinhaltung der Vereinbarungen über das 
Sortiment oder die Art und Weise der Verpackung 
5 % des Wertes des Vertragsgegenstandes oder des 
betroffenen Teiles des Vertragsgegenstandes;

5. bei Nichterfüllung außer in dem in Ziff. 6 genannten 
Falle sowie bei vertragswidriger Nichtabnahme und 
bei Rücktrdt wegen nicht rechtzeitiger Lieferung 
10 % des. Wertes des Vertragsgegenstandes oder des 
betroffenen Teiles des Vertragsgegenstandes;

C. bei Nichterfüllung des Vermehrungsvertrages durch 
den Vermehrer infolge zweckentfremdeter Verwen­
dung des Vertragsgegenstandes 50 % des Wertes des 
Vertragsgegenstandes oder des betroffenen Teiles des 
Vertragsgegenstandes. Die zweckentfremdete Ver­
wendung ist vom Lieferer nachzuweisen.

§ 12
Qualitätsvorschriften

(1) Das Pflanzgut muß den Qualitätsmerkmalen ent­
sprechen, die in TGL oder in anderen gesetzlichen Be­
stimmungen oder in den vom Ministerium für Land­
wirtschaft, Erfassung und Forstwirtschaft auf Grund ge­
setzlicher Bestimmungen erteilten Sondergenehmigun­
gen festgelegt sind.

(2) Soweit vom Ministerium für Landwirtschaft, Er­
fassung und Forstwirtschaft eine amtliche Pflahzgut- 
kontrolle festgelegt fst, erfolgt die endgültige Aner­
kennung der hiervon betroffenen Sorten und Stufen 
nach Vorlage des Ergebnisses dieser Pflanzgutkon­
trolle. Die betreffenden Sorten und Stufen werden in je­
dem Jahr vom Ministerium für Landwirtschaft, Erfas­
sung und Forstwirtschaft in seinen „Verfügungen und 
Mitteilungen“ rechtzeitig bekanntgegeben.

§ 13 ,
Abnahme durch den Besteller

(1) Für die Beurteilung von Mängeln, die Festsetzung 
von Minderwerten und die Abnahme sind die TGL für 
Pflanzkartoffeln zugrunde zu legen. Soweit hiernach 
die Abnahme verweigert werden kann oder aus Grün­
den des Pflanzenschutzes verweigert werden muß, ist 
die Abnahmeverweigerung bei Lieferungen innerhalb 
eines DSG-Bereiches dem Lieferer und bei Lieferungen 
aus anderen DSG-Bereichen dem Lieferer und dem 
Dritten innerhalb der im § 14 Abs. 1 festgelegten Frist 
mit der telegrafischen Bekanntgabe des Befundes des 
Empfangsgutachtens anzuzeigen.

(2) Gelieferte Ware, deren Abnahme als Pflanzkar­
toffeln gemäß Abs. 1 verweigert oder deren endgültige 
Anerkennung im Ergebnis der amtlichen Pflanzgutkön- 
trolle abgelehnt wurde, ist vom Besteller unmittelbar 
dem vom Gutachter festgelegten Verwendungszweck 
entsprechend der Verfügung des Rates des Kreises, 
Abteilung Landwirtschaft, Erfassung und Forstwirt­
schaft, zuzuführen, sofern die Frist für eine Überprü­
fung des Empfangsgutachtens gemäß § 16 Abs. 1 durch 
Schiedsgutachten gemäß § 16 Abs. 3 verstrichen ist oder


